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„Rentengüter“ als politische Siedlungsmaßnahme „innerer  
Kolonisation“ im Königreich Preußen (1890–1918). 
Skizze zu einem Dissertationsprojekt
von Jan Ocker

„Schon bisher haben die zwei für die Provinz Schleswig-Holstein  
errichteten, der genannten General-Kommission unterstellten Spezial- 

Kommissionen zu Neumünster und Flensburg ganz Anerkennenswertes  
geleistet. Es will immerhin etwas bedeuten, wenn hierzulande seit  

1890 – aber überwiegend in den letzten fünf  Jahren – im ganzen 289  
Rentengutsstellen in einer Gesamtgrösse von 5.556 ha (durchschnittlich  
etwa 19 ha) und mit einer Gesamtbeleihungssumme von 5.359.279 Mark  

ins Leben getreten sind.“1 
Zu ebenjener Einschätzung gelangte der Landes-Versicherungsrat Peter 
Christian Hansen in einem Beitrag, der in der ersten Ausgabe des ab 1909 
im Auftrag des „Deutschen Vereins für ländliche Wohlfahrts- und Heimat-
pflege“ von Heinrich Sohnrey herausgegebenen „Archivs für innere Kolo-
nisation“ erschien. 
Dem mit der preußischen Agrarmaterie nur peripher vertrauten Leser stel-
len sich zu Recht Fragen: Was ist die „General-Kommission“? Was sind 
„Spezial-Kommissionen“? Und was sind insbesondere die genannten „Ren-
tengutsstellen“? In gebotener Kürze und reduzierter Form: Im Rahmen des 
landwirtschaftlichen Siedlungswesens, das vordergründig die östlichen Ge-
biete des Deutschen Reiches fokussierte und neben ökonomischen Aspek-
ten vor allem eine politische Dimension besaß, wurde für das Königreich 
Preußen 1886 die (mit Blick auf  die Provinzen Posen und Westpreußen 
geschaffene) Ansiedlungskommission in der Stadt Posen begründet. In den 
einzelnen Provinzen bestanden eigene Generalkommissionen mit jeweils 
regional verteilten Spezialkommissionen; nach 1918 – dem Ende der Mo-
narchie sowohl in Preußen als auch im Reich –2 firmierten diese Behörden 
innerhalb des 1920 verfassungsrechtlich aus der Taufe gehobenen Freistaa-
tes Preußen3 fortan als Landeskulturämter und Kulturämter. Für Schleswig-
Holstein war bei der praktischen Umsetzung der preußischen Rentengutsge-
setze von 1890/91, die den Aufbau landwirtschaftlicher (Neu-)Siedlerstellen 
(„Rentengüter“) zum Ziel hatten, die Generalkommission für die Provinzen 



68 Hannover und Schleswig-Holstein mit ihrem Sitz in Hannover zuständig, 
da erst 1922 das nunmehr vom heutigen Bundesland Niedersachsen gelöste 
Landeskulturamt in Schleswig eingerichtet wurde.4 

Die beiden vormaligen Herzogtümer Schleswig und Holstein, die 1867 
als vereintes Gefüge (ab 1876 noch um Lauenburg erweitert) preußische 
Provinz wurden – bis 1920 mit dem gerade auch im agrarischen Kontext 
nicht zu vernachlässigenden Nordschleswig/Sønderjylland, wie stets betont 
werden sollte –, gehörten, genauso wie Brandenburg, Hannover, Hessen-
Nassau, Sachsen und Westfalen, bei einer rein quantitativen Betrachtung 
bezogen auf  die absoluten Zahlen nicht zu den preußischen Spitzenreiter-
provinzen, was die Etablierung der „Rentengüter“ betrifft. Bei den Kern-
gebieten handelte es sich zweifelsohne und wenig überraschend, wenn an 
die von der Ansiedlungskommission projektierte „Germanisierung“ des 
deutsch-polnischen Sozialisationsraumes zu denken ist, um Ostpreußen, 
Pommern, Posen, Schlesien und Westpreußen. Dies mag folgende Statistik 
exemplarisch belegen: Bis 1907 wurden seitens der Generalkommissionen 
in Hannover 430, in Münster 749, in Breslau 1.288, in Königsberg 1.954, 
in Frankfurt an der Oder 3.074 und in Bromberg 4.867 „Rentengüter“ neu 
„ausgelegt“.5

Die Relevanz für Schleswig-Holstein, wie Hansen 1909 herausstellte, darf  
dennoch nicht unterschätzt werden. Während zur agrarischen Siedlung 
hierzulande (Teil-)Untersuchungen für die Weimarer Republik,6 den Natio-
nalsozialismus7 und die Zeit nach 19458 vorliegen, fehlt bislang eine (die  
wichtigen Hintergründe erhellende) Abhandlung zur Frühphase der  
„Rentengüter“ – nördlich der Elbe und im gesamten Königreich Preußen.  
Denn allzu häufig wurden und werden diese (klein-)bäuerlichen Betriebe  
sowie die „innere Kolonisation“, so sie überhaupt Gegenstand der For-
schung waren und sind, (mit Gewinn und relevanten Fragestellungen)  
einzig für die östlichen Provinzen Preußens untersucht.9 

„Innere Kolonisation“ – Schlagwort des späten 19. und frühen 20.  
Jahrhunderts
Die vom Königreich Preußen maßgeblich vorangetriebene politische Sied-
lungsmaßnahme der „Rentengüter“ ist Teil der „inneren Kolonisation“, die 
das Bestreben, bis dato nicht (hinreichend) genutzte Gebiete innerhalb des 
Staatsterritoriums (land-)wirtschaftlich zu erschließen, meint und bereits in 
der Mitte des 19. Jahrhunderts Eingang in den im Entstehen begriffenen  
Diskurs fand.10 Mit ihren Studien „Innere Colonisation im Nordwesten 
Deutschlands“11 und „Die innere Kolonisation im östlichen Deutschland“12  

legten Alfred Hugenberg, der sich in seiner Dissertationsschrift deutlich als 



69nationalkonservativ zu erkennen gab und später einflussreicher Unternehmer 
und Politiker wurde, sowie der Ökonomieprofessor Max Sering zu Beginn 
der 1890er Jahre grundlegende Arbeiten vor, die am Anfang einer intensiven  
Beschäftigung mit dem Themenkomplex standen. Sering war es sodann 
auch, der gemeinsam mit dem Regierungspräsidenten Friedrich Ernst von  
Schwerin 1912 die wirkmächtige „Gesellschaft zur Förderung der inneren  
Kolonisation“ gründete. Eine Auseinandersetzung mit den zentralen Protago-
nisten aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft kann das Netzwerk der Perso-
nen mit ihren Werken und inhaltlichen Ansichten offenlegen.13  

„Rentengüter“ – Förderung der landwirtschaftlichen Siedlung
Der Begriff  der „Rentengüter“ mag einerseits irritieren und andererseits  
unpassend erscheinen, als dass erstens die Rente nämlich im heute land- 
läufigen Sinne keine Altersversorgung, sondern gewissermaßen der ältere  
Terminus für eine Pachtsumme ist, und sich zweitens die angekündigten  
Güter vielmehr als kleine oder doch nur mittelgroße und zumeist recht  
einfache Hofstellen entpuppen. Folgt man „Meyers Konversations-Lexikon“  
von 1896 handelt es sich bei „Rentengütern“ um „Grundstücke, welche  
jemand gegen die Verpflichtung zur Zahlung einer festen Geldrente zu  
Eigentum überwiesen sind. Diese Rente kann nur mit beiderseitiger  
Zustimmung des Eigentümers und des Rentenempfängers abgelöst  
werden.“14 
Die beiden preußischen Rentengutsgesetze von 189015 und 189116 sollten auf  
die „soziale Frage“ mit dem großen Problemfeld einer verstärkt auftretenden 
Landflucht antworten, die agrarwirtschaftliche Produktivität innerhalb des 
Staates steigern und überdies – besonders in den östlichen Regionen – das 
„Deutschtum“ im Rahmen des „Heimatschutzes“ fördern. Mit der Gesetzge-
bung war demnach eine klare Mission verknüpft, die von den Siedlern mehr 
oder weniger bewusst einzulösen war. Die häufig (aus Quellengründen) in 
der Aufarbeitung unterrepräsentierten Hofbesitzer, die mittel- und langfristig 
sesshaft gemacht werden sollten, verdienen daher eine besondere Aufmerk-
samkeit. Ohne an dieser Stelle detaillierter auf  die inhaltlichen Komponenten 
der Gesetzestexte einzugehen, sei in landwirtschaftlicher Perspektive doch 
immerhin noch erwähnt, dass hinsichtlich der Zahlungen nicht ausschließ-
lich Geld entrichtet werden musste: „Den festen Geldrenten sind gleich zu 
achten diejenigen festen Abgaben in Körnern, welche nach dem jährlichen, 
unter Anwendung der Ablösungsgesetze ermittelten Marktpreise in Geld ab-
zuführen sind.“17 



70 Vorhaben – Arbeit zwischen Acker und Archiv 
Als Quelle für die Studie zu den „Rentengütern“ im Königreich Preußen 
dient unterschiedliches Verwaltungsschriftgut der Ansiedlungskommission 
sowie der General- und Spezialkommissionen und der preußischen Minis-
terien. Konkret seien die geschlossenen Rentengutsverträge angeführt; bei 
den Siedlern in Schleswig-Holstein ist für das beginnende 20. Jahrhundert 
beispielhaft Karl Anton Thelen mit seinem Hof  in Reitmoor/Tackesdorf  
zu nennen.18 Darüber hinaus werden die zeitgenössischen (und oft von den 
Rechtswissenschaften erbrachten) Abhandlungen herangezogen und kritisch 
eingeordnet;19 so legte Fritz Delius etwa 1913 seine Arbeit zu „Rentenguts-
bildungen in der Provinz Schleswig-Holstein. Ein Beitrag zur inneren Kolo-
nisation Preußens“ vor.20 Und auch international fand das Thema durchaus 
Beachtung, beschäftigte sich doch zum Beispiel Edmond Lefébure in seiner 
1902 gedruckten Studie mit der „réforme agraire en Prusse. La législation des 
Rentengüter“.21

Abgesehen von dem einigermaßen spärlichen Literaturstand, bei dem  
Wilhelm Friedrich Boyens mit seiner älteren „Geschichte der ländlichen  
Siedlung“ (und doch recht überschaubaren Ausführungen zur Frühphase 
der „Rentengüter“) hervorsticht,22 lassen sich schließlich einige Aspekte zum  
Ersten Weltkrieg mit der speziellen Form der geplanten „Kriegerheim- 
stätten“ (und landwirtschaftlichen Überlegungen) bei den Bodenreformern 
wie Adolf  Pohlman finden.23 
Die Studie beabsichtigt – nicht zuletzt im Wissen um die grenzpolitische  
Bedeutung, die der (agrarischen) Siedlung in der Weimarer Republik und im 
Nationalsozialismus24 mit dem „Generalplan Ost“25 als finalem Konstrukt  
zugeschrieben wurde –, die Errichtung der preußischen „Rentengüter“  
in den einzelnen Provinzen zwischen 1890 und 1918 als eine politische  
Siedlungsmaßnahme „innerer Kolonisation“ auszuleuchten, zu analysieren 
und zu bewerten.
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